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Kommentar

Mit dem Kopf durch die Wand? 
von Gert G. Wagner*

*	Prof. Dr. Gert G. Wagner ist Leiter der Längsschnittstudie Sozio-oekonomisches Panel am DIW Berlin und Vorsit-
zender des Rats für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD).
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Meine Omas und meine 
Mutter haben mir als 
Kind, und wohl auch noch 

als Jugendlichem, immer wieder sagen 
müssen: „Bub, man kann nicht mit dem 
Kopf durch die Wand gehen.“ Politiker und 
andere Führungspersönlichkeiten versu-
chen es trotzdem immer wieder. Manchmal 
gelingt es, meistens aber nicht. Es kommt 
auch vor, dass Basta-Politik kurzfristig er-
folgreich ist und erst später das dicke Ende 
kommt. SPD und CSU liefern nicht allzu 
lange zurückliegende Musterbeispiele 
für vermeintlich sachlich sinnvolle Durch-
setzungsfähigkeit, die in Wahldesastern 
endeten.  

Ökonomen drücken sich zwar vornehmer 
aus, aber auch sie sind meistens davon 
überzeigt, dass nur das, was sie persönlich 
als wichtig erachten, auch wirklich richtig 
ist. „Stuttgart 21“ ist so ein Fall. Und die 
„Rente mit 67“ ist auch so ein Fall, der im 
Moment in Frankreich den Staatschef ge-
waltig unter Druck setzt. 

Nun will ich nicht verhehlen, dass auch 
der Autor dieses Kommentars die „Ren-
te mit 67“ für richtig hält (er hat in der 
Rürup-Kommission auch dafür gestimmt) 
und langfristig der Stuttgarter Sackbahn-
hof nicht sinnvoll sein kann. Aber: Kurzfri-
stig profitiert nicht jeder von „Stuttgart 
21“ und der „Rente mit 67“. Das sollte 
man zugeben, wenn man solche Vor-
haben in einer Demokratie durchsetzen 
will. Und der Ton macht die Musik. Wenn 
man sich hinstellt und behauptet, dass es 

zu einer politischen Entscheidung keine 
vernünftige Alternative gibt, dann ist 
dies meistens falsch. Und das wissen die 
Menschen.

Dass das Rentenzugangsalter ange-
sichts der längeren Lebensdauer steigen 
muss, und zwar nicht nur aus finanziellen 
Gründen, sondern weil viele der länger 
lebende Menschen auch länger erwerbs-
tätig sein wollen, kann man aus heutiger 
Sicht schwer bestreiten. Damit ist aber 
nicht automatisch gesagt, wie man die 
Anhebung des tatsächlichen Rentenzu-
gangsalters bewerkstelligt. Man kann es 
allgemein anheben und lässt zum Beispiel 
großzügige Ausnahmen für Frühverren-
tung zu, oder man belässt es bei einem 
niedrigen Alter und belohnt diejenigen 
deutlich, die später in Rente gehen. Man 
kann aber auch schlicht abwarten, ob 
Arbeitskräfte so knapp werden, dass das 
Rentenzugangsalter von selbst nach oben 
geht. Da die Menschen sich auf das Ab-
warten nicht richtig einstellen können, ist 
das wohl die am wenigsten vernünftige 
Lösung. Aber man kann durch noch so vie-
le Bastas nicht bestreiten, dass Abwarten 
eine – wenn wahrscheinlich auch schlech-
te – Alternative ist. Entsprechende Ehr-
lichkeit würde die Menschen wahrschein-
lich besser überzeugen als die Strategie 
des Mit-dem-Kopf-durch-die-Wand-gehen. 
Für Stuttgart bedeutet Abwarten keine 
Lösung mehr. Aber ökonomischer und be-
triebswirtschaftlicher Sachverstand allein 
reichen gewiss nicht aus, um eine Lösung 
zu finden. 
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